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4 ABR 83/88
üi ;bv ÜÜ86 Hamm |m Namen des Volkes!
Verkündet am 
1. Februar 1989
Haust,
Amtsinspektor in 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Beschluß
In Sachen
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sitzung vom 1. Februar 1989 durch den Vizepräsidenten 
Dr. Neumann, die Richter Dr. Feiler und Dr. Freitag 
sowie die ehrenamtlichen Richter Preuße und Schmalz 
beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 2. März 1988 - 12 TaBV 111/86 - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Anhörung und 
Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurück­
verwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

Die Antragstellerin betreibt in mehreren Instituten natur­
wissenschaftliche Forschung. Die einzelnen Institute sind selb­
ständige Betriebe, die jeweils einen Betriebsrat gewählt haben. 
Dar Antragsgegner des vorliegenden Verfahrens ist der Betriebs­
rat des Instituts für Transporttechnik und Warendistribution. Die 
Aufwendungen der Antragstellerin werden im wesentlichen aus Mit­
teln des Bundes und der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Saarland finan­
ziert. Die Antragstellerin ist weder Mitglied einer Tarifver­
tragspartei noch Partei eines Firmentarifvertrages. Mit ihren 
Mitarbeitern vereinbarte sie einzelvertraglich die Anwendung des 
Bundes-AngestelltentarifVertrages (BAT).
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Nach der Kündigung der Vergütungsordnung zum BAT zum 
31. Dezember 1983 teilte der Bundesminister des Innern den ober­
sten Bundesbehörden und auch den von der öffentlichen Hand ge­
tragenen privatrechtlich organisierten wissenschaftlichen Gesell­
schaften wie der Antragstellerin durch Rundschreiben vom 27. De­
zember 1983 mit, nunmehr seien wissenschaftliche Angestellte mit 
Forschungsaufgaben, deren Tätigkeit den Merkmalen der 
VergGr. II a BAT entspreche,.zunächst in die VergGr. III BAT und 
erst nach vier Jahren in die VergGr. II a BAT höherzugruppieren. 
Diese Mitteilung entsprach dem Inhalt entsprechender allgemeiner 
Richtlinien über die Absenkung der Eingangsvergütung im Bereich 
des BAT (Absenkungserlaß).

Mit Schreiben vom 4. Februar 1986, das am 6. Februar 1986 
beim Antragsgegner einging, bat die Antragstellerin deyi Antrags­
gegner um seine Zustimmung zu der Einstellung des Diplom-Informa­
tikers Detlef E , der bereits seit dem 1. März 1985 im Rah­
men von drei Werkverträgen für die Antragstellerin tätig war, als 
wissenschaftlichen Angestellten zum 1. Februar 1986 und dessen 
Eingruppierung. Dazu heißt es in dem Schreibens

"Beabsichtigte Eingruppierung:
Vergütungsgruppe II a Fallgruppe 2 der Anlage 
1 a zum BAT
Herabsenkg. nach BAT III Differenzausgleich 
über 3 vorgezogene Lebensaltersstufen."

Der Antragsgegner erwiderte der Antragstellerin mit Schrei­
ben vom 13. Februar 1986, daß er der Einstellung zustimme, nicht 
aber der Eingruppierung in die VergGr. III BAT, da damit gegen
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f' 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG in Verbindung mit § 87 Abs. 1 Nr. 10 
BetrVG und gegen § 99 Abs. 2 Nr. 4 BetrVG verstoßen werde. Mit 
der Bemessung der Vergütung des Angestellten nach Maßgabe des 
Absenkungserlasses werde ein Entlohnungsgrundsatz angewendet, mit 
dessen Aufstellung ohne Beteiligung des Betriebsrates die Antrag­
stellerin gegen § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG verstoßen habe. Durch 
.die Eingruppierung in VergGr. III BAT werde der Angestellte E

außerdem ungerechtfertigt benachteiligt, da der Absenkungs­
erlaß nicht bei allen Neueinstellungen angewendet werde. So seier 
in manchen Fällen Zulagen gewährt worden, mit denen die Differenz 
zur VergGr. II a BAT ausgeglichen worden sei. In anderen Fällen 
werde nach wie vor eine Eingruppierung nach den Tätigkeitsmerk­
malen der Anlage 1 a zum BAT vorgenommen. Der Angestellte E 
werde darüber hinaus deshalb ungerechtfertigt benachteiligt, weil 
er vor seiner Einstellung bereits im Rahmen dreier Werkverträge, 
die als Arbeitsverträge anzusehen seien, tätig gewesen sei und 
dafür eine Vergütung entsprechend der VergGr. II a BAT erhalten 
habe.

Die Antragstellerin stellte den Angestellten E be­
fristet für die Zeit vom 1. Februar 1986 bis zum 31. Januar 1991 
ein und vereinbarte mit ihm eine Vergütung nach VergGr. III BAT 
sowie die Zahlung einer widerruflichen Zulage in Höhe des Unter­
schiedsbetrages zwischen der Vergütung nach VergGr. II a BAT und 
der Vergütung nach VergGr. III BAT. Seine Tätigkeit entspricht 
den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr. II a BAT.

Im vorliegenden Beschlußverfahren begehrt die Antragstelle-
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rin die Ersetzung der Zustimmung des Antragsgegners zur Eingrup­
pierung des Angestellten E in die VergGr. III BAT. Sie hat
die Auffassung vertreten, daß der Antragsgegner nicht berechtigt 
sei, seine Zustimmung zur Eingruppierung in diese Vergütungsgrup­
pe zu verweigern. Bei der Absenkung der Eingangsvergütung handele 
es sich nicht um eine Frage der betrieblichen Lohngestaltung ge­
mäß § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG, da die Eingruppierung üblicherwei­
se ausschließlich von den Tarifvertragsparteien ausgehandelt wer­
de. Nach Kündigung der Vergütungsordnung sei es Aufgabe der Ta­
rifvertragsparteien, sich auf eine neue Vergütungsordnung zu ei­
nigen. Im übrigen wende sie weiterhin den schon vor dem 1. Januar 
1984 bereits bestehenden Entlohnungsgrundsatz an, ihre Ange­
stellten so einzugrüppieren wie vergleichbare Bundesbedienstete. 
Die Vergütung ihrer Angestellten habe sich stets entsprechend den 
Bewirtschaftungsgrundsätzen und den Auflagen in den Zuwendungsbe­
scheiden nach der Vergütung der Angestellten des öffentlichen 
Dienstes gerichtet, gleichgültig, auf welcher Rechtsgrundlage 
diese Vergütung beruht habe. Sie halte sich auch generell an das 
Rundschreiben des Bundesministers des Innern vom 27. Dezember 
1983. Hiernach sei der Diplom- Informatiker E zunächst in
VergGr. III BAT einzugruppieren, da das Angestelltenverhältnis 
erst nach dem 31» Dezember 1983 begründet worden sei. Auch der 
erste Werkvertrag sei erst nach diesem Zeitpunkt abgeschlossen 
worden. Außerdem ergebe sich aus der vereinbarten Werklohnvergü­
tung entsprechend der VergGr. II a BAT kein Anspruch im Ange­
stelltenverhältnis auf Eingruppierung in VergGr. II a BAT.
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Soweit sie jederzeit widerrufliche Zulagen in Form von so­
genannten vorgezogenen Lebensaltersstufen zahle, gewähre sie die­
se zur Gewinnung und Erhaltung von besonders qualifizierten wis­
senschaftlichen Angestellten entsprechend dem Erlaß des Bundes­
ministers der Finanzen vom 23. Dezember 1975 über eine Übertarif- 
liehe Sonderregelung für das wissenschaftliche und technische 
Personal in Kern-, Luftfahrt- und Raumfahrtforschungseinrichtun- 
gen sowie in Forschungseinrichtungen, deren Verhältnisse mit de­
nen in Kern-, Luftfahrt- und Raumfahrtforschungseinrichtungen 
vergleichbar sind. Dies sei ihre ständige Praxis seit dem Jahre 
1975. Auch vergleichbare Forscher in Einrichtungen des Bundes 
erhielten aufgrund dieses Erlasses des Bundesministers der Fi­
nanzen entsprechende Zulagen. Auch bei dieser Zulagengewährung, 
die die Zuwendungsgeber genehmigt hätten, werde der ihr aufer­
legte Entlohnungsgrundsatz der Gleichstellung mit den entspre­
chenden Angestellten des öffentlichen Dienstes beachtet.

Die Antragstellerin hat beantragt, die vom Antragsgegner 
yerweigerte Zustimmung zur Eingruppierung des Arbeitnehmers Det­
lef E in die VergGr. III der Anlage 1 a zum BAT zu erset-,
zen.

Der Antragsgegner hat Zurückweisung des Antrags beantragt 
und die Auffassung vertreten, daß er zur Verweigerung seiner Zu­
stimmung zur Eingruppierung des Angestellten E in VergGr.
III BAT berechtigt sei. Die Antragstellerin habe mit der Bemes­
sung der Vergütung der seit dem 1. Januar 1984 eingestellten An­
gestellten nach dem Absenkungserlaß einen von der bisherigen
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Praxis'-'abweichenden Entlohnungsgrundsatz angewendet, dessen Auf­
stellung unter Außerachtlassung des Mitbestimmungsrechtes des Be­
triebsrates nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG erfolgt sei. Deshalb 
sei die Zustimmungsverweigerung nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG be­
gründet.

Ein Zustimmungsverweigerungsgrund liege auch nach § 99 
Abs. 2 Nr. 4 BetrVG vor. Die Antragstellerin habe den Angestell­
ten E gegenüber vergleichbaren Angestellten ungerechtfer­
tigt benachteiligt, da sie nicht in allen Fällen bei der Eingrup­
pierung der nach dem 1. Januar 1984 eingestellten Angestellten 
den Absenkungserlaß angewendet habe. So sei zumindest der Arbeit­
nehmer Ralph K , der zum 1. April 1984 eingestellt worden sei, 
in VergGr. II a BAT eingruppiert worden. Im übrigen werde der 
Angestellte E durch die Eingruppierung in VergGr. III BAT
deshalb benachteiligt, weil ihm im Rahmen dreier Werkverträge, 
aufgrund derer er zumindest seit dem 1. Juni 1985 mit denselben 
Aufgaben wie nunmehr als Angestellter beschäftigt worden sei, 
bereits Vergütung entsprechend der VergGr. II a BAT gewährt wor­
den Sei.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag stattgegeben. Das Landes­
arbeitsgericht hat die Beschwerde des Antragsgegners zurückge­
wiesen.- Mit der Rechtsbeschwerde begehrt der Antragsgegner wei­
terhin die Zurückweisung des Antrags. Die Antragstellerin bean­
tragt die Zurückweisung der Rechtsbeschwerde.

Die Rechtsbeschwerde ist begründet. Sie führt zur Aufhebung
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des angefochtenen Beschlusses und zur Zurückverweisung der Sache 
zur anderweiten Anhörung und Entscheidung an das Landesarbeitsge­
richt. Mit der von ihm gegebenen Begründung durfte das Landesar­
beitsgericht dem Antrag der Antragstellerin nicht stattgeben.

Nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG bedarf die Eingruppierung des 
Angestellten E der Zustimmung des Betriebsrates. Dies gilt
auch insoweit, als es sich bei der Antragstellerin um ein Ten­
denzunternehmen im Sinne von § 118 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG handelt, 
das überwiegend wissenschaftlichen Bestimmungen dient (BAGE 54, 
147, 155 = AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972). Bei der von der An­
tragstellerin beabsichtigten Vergütung des Angestellten E 
nach VergGr. III BAT handelt es sich um eine Eingruppierung im 
Sinne von § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG. Eine Eingruppierung ist die 
Zuordnung eines Arbeitnehmers aufgrund der von ihm vertragsgemäß 
•auszuübenden Tätigkeit zu einer bestimmten Vergütungsgruppe ei­
ner im Betrieb geltenden Vergütungsordnung. Dabei ist unerheb­
lich, ob diese Vergütungsordnung kraft Tarifbindung wirkt, auf 
einer Betriebsvereinbarung beruht oder aufgrund einzelvertrag­
licher Vereinbarung im Betrieb allgemein zur Anwendung kommt ode' 
vom Arbeitgeber einseitig geschaffen wurde (BAGE 54, 147, 155 =
AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972 m. w. N.). Vorliegend beabsichtigt 
die Antragstellerin, den Angestellten E aufgrund der von
ihm ausgeübten Tätigkeit nach Maßgabe des Absenkungserlasses nach 
VergGr. III BAT zu vergüten. Sie nimmt damit eine Eingruppierung 
im Sinne von § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG vor, in bezug auf deren 
Richtigkeit dem Betriebsrat ein Mitbeurteilungsrecht zukommt
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(PAGE 54, 147, 155 = AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972 m.w.N.). In 
Ausübung dieses Mitbeurteilungsrechts kann der Betriebsrat nach 
§ 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG seine Zustimmung zur Eingruppierung ver­
weigern, wenn der Arbeitgeber diese nach einer Vergütungsordnung 
vornimmt, zu deren Aufstellung es der Mitbestimmung des Betriebs­
rates nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG bedurft hätte (BAGE 54, 147, 
156 s AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972; BAG Beschluß vom 7. Septem­
ber 1988 - 4 ABR 32/88 - zur Veröffentlichung vorgesehen).

Dies hat der Antragsgegner innerhalb einer Woche nach Unter­
richtung durch die Antragstellerin hinsichtlich der Eingruppie­
rung des Angestellten E in VergGr. III BAT nach Maßgabe des
Absenkungserlasses form- und fristgerecht (§ 99 Abs. 3 BetrVG) 
geltend gemacht, indem er seine Zustimmungsverweigerung damit be­
gründet hat, daß die Antragstellerin mit der Bemessung der Ver­
gütung der seit dem 1. Januar 1984 neu eingestellten Angestellten 
nach Maßgabe des Absenkungserlasses unter Abänderung der bishe­
rigen Praxis der Vergütung der Angestellten entsprechend den Tä­
tigkeitsmerkmalen der Anlage 1 a zum BAT einen neuen Entlohnungs­
grundsatz angewendet habe, dessen Aufstellung nach § 87 Abs. 1 
Nr. 10 BetrVG der Mitbestimmung des Betriebsrates bedurft hätte, 
die unstreitig nicht erfolgt sei.

Das Landesarbeitsgericht nimmt an, daß der vom Betriebsrat 
nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG geltend gemachte Zustimmungsver­
weigerungsgrund nicht vorliege. Dem Betriebsrat habe kein Mit­
bestimmungsrecht bei der Anwendung des Absenkungserlasses durch
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die Antragstellerin bei der Bemessung der Vergütung der seit dem 
1. Januar 1984 neu eingestellten Angestellten nach § 87 Abs. 1 
Nr. 10 BetrVG zugestanden. Ein solches Mitbestimmungsrecht sei 
nach § 77 Abs. 3 BetrVG ausgeschlossen. Entgegen der Auffassung 
des Ersten Senats des Bundesarbeitsgerichts im Beschluß vom 
27. Januar 1987 (- 1 ABR 66/85 - BAGE 54, 147 = AP Nr. 42 zu 
§ 99 BetrVG 1972) sei davon auszugehen, daß die Gehälter bei den 
einzelnen Betrieben der Fraunhofer Gesellschaft üblicherweise 
durch Tarifvertrag geregelt würden. Entgegen der Auffassung des 
Ersten Senats diene § 77 Abs. 3 BetrVG auch nicht der Sicherung 
der ausgeübten aktualisierten Tarifautonomie, sondern ausschließ^ 
lieh dem Prestigeschutz der Gewerkschaften, denen generell der 
Vorrang einzuräumen sei, wenn es um die Einführung und Änderung 
von Entlohnungsgrundsätzen gehe. Betriebsvereinbarungen in diesem 
Bereich seien deshalb unzulässig. Aus diesem Grunde habe die An­
tragsteller! n den Absenkungserlaß ohne Mitbestimmung des Be­
triebsrates anwenden dürfen, so daß es auch nicht darauf ankomme, 
ob sie damit einen neuen Entlohnungsgrundsatz im Sinne von § 87 
Abs. 1 Nr. 10 BetrVG aufgestellt habe. Liege ein Zustimmungsver­
weigerungsgrund nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG damit nicht vor, sf 
sei die verweigerte Zustimmung zu ersetzen.

Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts kann nicht 
gefolgt werden. Aus § 77 Abs. 3 BetrVG ergibt sich nicht, daß 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates nach § 87 Abs. 1 BetrVG 
und deren Ausübung durch den Abschluß von Betriebsvereinbarungen 
schon dann ausgeschlossen sind, wenn die betreffende Angelegen­
heit üblicherweise durch Tarifvertrag geregelt ist, für den Be-
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trieb jedoch keine bindende tarifliche Regelung besteht. Durch 
§ 77 Abs. 3 BetrVG soll entgegen der Auffassung des Landesar­
beitsgerichts den Gewerkschaften nicht schlechthin die Regelung 
materieller Arbeitsbedingungen Vorbehalten bleiben. Eine ent­
sprechende Befugnis der Betriebspartner entfällt vielmehr nur 
dann» wenn die Tarifvertragsparteien von ihrer Normsetzungsbefug­
nis Gebrauch gemacht haben. Wenn das Landesarbeitsgericht demge­
genüber meint, daß allein der Schutz der Gewerkschaften durch 
§ 77 Abs. 3 BetrVG bezweckt werde, so verkennt es, daß schon nach 
dem Wortlaut dieser gesetzlichen Vorschrift nur Regelungen durch 
"Tarifvertrag" betroffen werden und sich diese damit nicht nur 
auf die gewerkschaftliche Tätigkeit allein bezieht. Damit dient 
die gesetzliche Vorschrift des § 77 Abs. 3 BetrVG entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts insgesamt der Sicherung der 
ausgeübten und aktualisierten Tarifautonomie (BAG Beschlüsse vom 
22. Mai 1979 - 1 ABR 100/77 - AP Nr. 13 zu § 118 BetrVG 1972; vom 
22. Januar 1980 - 1 ABR 48/77 - BAGE 32, 350 = AP Nr. 3 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Lohngestaltung; vom 27. Januar 1987 - 1 ABR 
66/85 - BAGE 54, 147 = AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972; vom 24. 
Februar 1987 - 1 ABR 18/85 - BAGE 54, 191, 199 = AP Nr. 21 zu 
§ 77 BetrVG 1972; vom 24. November 1987 - 1 ABR 25/86 - AP Nr. 6 
zu § 87 BetrVG 1972 Auszahlung).

§ 77 Abs. 3 BetrVG gilt jedoch nicht ausnahmslos. Vielmehr 
enthält der Eingangssatz in § 87 Abs. 1 BetrVG eine Ausnahme von 
der Regelung in § 77 Abs. 3 BetrVG. Danach entfallen Mitbestim­
mungsrechte des Betriebrates, soweit eine tarifliche oder gesetz­
liche Regelung der betreffenden Angelegenheit besteht. Eine ta-
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rifliehe Regelung einer an sich mitbestimmungspflichtigen Angel 
genheit, die lediglich üblich ist, für den Betrieb jedoch keine 
Bindungen erzeugt.und daher im Betrieb nicht besteht, kann jedo 
den durch die Hitbestimmungsrechte des Betriebsrates in § 87 
Abs. 1 BetrVG bezweckten Schutz der Arbeitnehmer nicht bewirken 
Deshalb ist es auch nicht gerechtfertigt, die Mitbestimmungs­
rechte des Betriebsrates in diesen Fällen auszuschließen. § 77 
Abs. 3 BetrVG bezweckt, den Vorrang der Regelungsbefugnis der 
Tarifvertragsparteien für materielle Arbeitsbedingungen im Inte: 
esse des Funktionierens der Tarifautonomie zu gewährleisten. Di< 
besagt aber nicht, daß der Vorrang lediglich tarifüblicher Rege­
lungen ausnahmslos gelten müsse und zum Wegfall von Mitbestim­
mungsrechten auch in den Fällen führe, in denen nach dem Ein­
gangssatz des § 87 Abs. 1 BetrVG als der spezielleren Vorschrifi 
Hitbestimmungsrechte gerade bestehen bleiben sollen. Der Senat 
folgt insoweit zur Auslegung von § 77 Abs. 3 BetrVG der Recht­
sprechung des Ersten Senats (BAGE 54, 191 = AP Nr. 21 zu 
§ 77 BetrVG 1972; Beschluß vom 24. November 1987 - 1 ABR 25/86 - 
AP Nr. 6 zu § 87 BetrVG 1972 Auszahlung).

Darüber hinaus hat der Erste Senat im Beschluß vom 27. Ja­
nuar 1987 (- 1 ABR 66/85 - BAGE 54, 147 = AP Nr. 42 zu 
§ 99 BetrVG 1972) im einzelnen dargelegt, daß auch eine tarifüb­
liche Regelung der Vergütung der Angestellten im Bereich der pr: 
vaten Forschungsgesellschaften wie der Antragstellerin nicht be­
steht, so daß eine solche auch keine Sperrwirkung für betrieb­
liche Regelungen entfalten könne. Insoweit wird auf die Ausfüh­
rungen des Ersten Senats Bezug genommen.
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Das Mitbestiraraungsrecht des Betriebsrates ist auch nicht 
nach § 87 Einleitungssatz BetrVG ausgeschlossen. Eine gesetzliche 
Regelung der Vergütung der Angestellten der Antragstellerin be­
steht nicht. Die bloße Auflage der Zuwendungsgeber an die An­
tragstellerin als Zuwendungsempfängerin, ihre Angestellten nicht 
besser zu stellen als vergleichbare Angestellte im allgemeinen 
öffentlichen Dienst, stellt keine gesetzliche Regelung im Sinne 
des Einleitungssatzes in § 87 BetrVG dar, wie der Erste Senat 
ebenfalls bereits im Beschluß vom 27. Januar 1987 im einzelnen 
ausgeführt hat. Eine zwingende tarifliche Regelung im Sinne von 
§ 87 Einleitungssatz BetrVG hinsichtlich der Vergütung ihrer An­
gestellten besteht für die Antragstellerin ebenfalls nicht.

Da somit entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts 
ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der Anwendung des 
Absenkungserlasses durch die Anträgste11erin, dessen Verletzung 
einen Zustimmungsverweigerungsgrund nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG 
begründen könnte, aus Rechtsgründen nicht ausgeschlossen werden 
kann, war der angefochtene Beschluß aufzuheben.

Der Senat kann in der Sache auch nicht abschließend ent­
scheiden, so daß es der Zurückverweisung an das Landesarbeitge­
richt bedarf. Die Entscheidung hängt nämlich davon ab, ob die An­
tragstellerin mit der Bemessung der Vergütung ihrer seit dem 
'1. Januar 1984 neu eingestellten Angestellten nach Maßgabe des 
Absenkungserlasses einen neuen Entlohnungsgrundsatz angewendet 
hat, dessen Aufstellung ohne Mitwirkung des Betriebsrates nach 
§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG den Antragsgegner nach § 99 Abs. 2

14
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


14

’J r ,  1 BetrVG zur Verweigerung seiner Zustimmung berechtigt hätte 
(vgl. BAGE 54, 147 = AP Nr. 42 zu § 99 BetrVG 1972), oder ob die 
Antragstellerin mit der Anwendung des Absenkungserlasses nur den 
bisher schon bestehenden Entlohnungsgrundsatz praktiziert hat, 
daß sich die Vergütung ihrer Angestellten stets nach der Vergü­
tung der Angestellten im öffentlichen Dienst, insbesondere des 
Bundes, richten soll, gleichgültig, auf welcher Rechtsgrundlage 
diese Vergütung beruht. In diesem Falle wäre eine Zustimmungsver­
weigerung nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG nicht berechtigt 
(vgl. BAG Beschluß vom 7. September 1988 - 4 ABR 32/88 - zur 
Veröffentlichung vorgesehen). Entsprechende Tatsachenfeststel­
lungen fehlen im angefochtenen Beschluß. Diese wird das Landesar­
beitsgericht demgemäß unter Würdigung des entsprechenden Sachvor- 
träges der Parteien nachzuholen haben.

Dem Senat ist aber auch aus anderen Gründen eine ab­
schließende Entscheidung nicht möglich. Das Landesarbeitsgericht 
hat sich nicht damit befaßt, ob der Antragsgegner berechtigt war, 
seine Zustimmung nach § 99 Abs. 2 Nr. 4 BetrVG zu verweigern. Dei 
Äntragsgegner hat insoweit geltend gemacht, daß eine ungerecht-! 
fertigte Benachteiligung des Angestellten E durch die beab­
sichtigte Eingruppierung in VergGr. III BAT nach § 99 Abs. 2 
Nr. 4 BetrVG gegenüber vergleichbaren wissenschaftlichen Mitar­
beitern vorliege und der Angestellte E auch deshalb unge­
rechtfertigt benachteiligt werde, weil ihm im Rahmen der Werkver­
träge, aufgrund derer er zumindest seit dem 1. Juni 1985 dieselbe 
Tätigkeit ausübe, bereits eine Vergütung entsprechend der 
VergGr. II a BAT gewährt worden sei.
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Eine Verletzung des arbeitsvertraglichen Gleichbehandlungs­
grundsatzes durch die Eingruppierung des Angestellten E in
VergGr. III BAT im Verhältnis zu den vor dem 1. Januar 1984 ein­
gestellten wissenschaftlichen Mitarbeitern kommt nicht in Be­
tracht, da insoweit keine vergleichbaren Sachverhalte vorliegen 
(BAGE 50, 258, 274 = AP Nr. 2 zu § 74 BAT). Der arbeitsvertrag­
liche Gleichbehandlungsgrundsatz könnte jedoch dann verletzt 
sein, wenn die Antragstellerin nicht bei allen nach dem 1. Januar 
1984 neu eingestellten wissenschaftlichen Mitarbeitern nach dem 
Rundschreiben des Bundesministers des Innern vom 27. Dezember 
1983 verfahren ist, sondern gleichliegende Fälle aus unsachlichen 
oder sachfremden Gründen ungleich behandelt hat und deswegen eine 
willkürliche Ungleichbehandlung vorliegt (vgl. BAG Beschluß vom 
7. September 1988 - 4 ABR 32/88 - zur Veröffentlichung vorgese­
hen). Insoweit hat der Antragsgegner konkret auf den Angestellten 
Ralph K verwiesen und geltend gemacht, daß dieser bei einer 
mit derjenigen des Angestellten E vergleichbaren Fallge­
staltung bei seiner Einstellung zum 1. April 1984 in VergGr. II a 
BAT eingruppiert worden sei. Diesen Sachvortrag, den der Antrags­
gegner gegebenenfalls noch ergänzen kann, wird das Landesarbeits­
gericht bei der erneuten Anhörung und Entscheidung zu berück­
sichtigen haben.

Hingegen kommt eine ungerechtfertigte Benachteiligung des 
Angestellten E durch die beabsichtigte Eingruppierung in
VergGr. III BAT entgegen den vom Antragsgegner angeführten Grün­
den im Hinblick auf die Gewährung von Zulagen durch die Antrag-
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steilerin als Zustimmungsverweigerungsgrund nach § 99 Abs. 2 
Nr. 4 BetrVG nicht in Betracht. Zum einen betrifft die Zulagenge­
währung nicht die vorliegend streitige, aufgrund eines Erlasses 
abgesenkte Vergütung. Zum anderen hat der Angestellte E 
ebenfalls eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zur 
VergGr. II a BAT erhalten.

Der Antragsgegner ist auch nicht berechtigt, seine Zustim­
mung zur Eingruppierung des Angestellten E in VergGr. III
BAT im Hinblick auf die diesem aufgrund der Werkverträge gewähr­
ten Vergütung zu verweigern. Die Beteiligten streiten vorliegend 
über die richtige Eingruppierung des Angestellten E in die
bei der Antragstellerin anzuwendende Vergütungsordnung für Ange­
stellte. Nur diese personelle Maßnahme unterliegt dem Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrates nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG. Hin­
gegen ist er nach dem in § 99 Abs. 2 BetrVG abschließend aufge­
führten Katalog der Zustimmungsverweigerungsgründe nicht berech­
tigt, seine Zustimmung mit der Begründung zu verweigern, daß dem 
Arbeitnehmer aufgrund früherer vertraglicher Vereinbarungen unter 
Umständen ein einzelvertraglicher Vergütungsanspruch zusteht, de 
den sich aus der zutreffenden Eingruppierung ergebenden über­
steigt. - •

Dr. Neumann Dr. Feiler Dr. Freitag
Preuße Schmalz
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